 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7100079/2024

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, Giber die Beschwerde vom 6. September 2023 gegen den Bescheid des
*EEEA*** yom 5. September 2023 betreffend Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung)
2022, Steuernummer ***BF1StNr1***, zu Recht erkannt:

Der Beschwerde wird gemal3 § 279 BAO teilweise Folge gegeben.

Der angefochtene Bescheid wird abgedndert. Die Einkommensteuer 2022 wird mit -1.374,00 €
festgesetzt.

Die Bemessungsgrundlagen und die Hohe der festgesetzten Abgabe sind dem Ende der
Entscheidungsgriinde zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses
Erkenntnisses.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang:

Die Beschwerdefiihrerin (Bf.) ist Pensionistin. Sie weist It. Bescheid des Sozialministerium-
service (damals: Bundessozialamt) vom 25. April 2013 einen Grad der Behinderung von 80%
auf und die Benlitzung 6ffentlicher Verkehrsmittel ist ihr wegen dauernder Gesundheits-
schadigung (Gehbehinderung) unzumutbar. In 2022 hat sie ganzjahrig Pflegegeld bezogen.

In ihrer beim Finanzamt am 24. Marz 2023 elektronisch eingelangten Erklarung zur Arbeit-
nehmerveranlagung 2022 machte sie an aullergewdhnlichen Belastungen mit Selbstbehalt
einen Betrag von 298,58 € an Krankheitskosten (inkl. Zahnersatz) sowie an auSergewohnlichen
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Belastungen bei Behinderung den Pauschbetrag wegen Krankendiatverpflegung (Zucker-
krankheit) gemald § 2 der Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen (iber aullergewohn-
liche Belastungen, BGBI. Nr. 303/1996 idF BGBI. Il Nr. 430/2010 (im Folgenden kurz: VO),
den Pauschbetrag fiir das eigene Kfz wegen Unzumutbarkeit der Benlitzung 6ffentlicher
Verkehrsmittel nach § 3 der VO sowie einen Betrag von 2.202,27 € an nicht regelmalig
anfallenden Aufwendungen fiir Hilfsmittel sowie Kosten der Heilbehandlung gemaR

§ 4 der VO geltend.

Am 27. Marz 2023 erging ein Vorhalt des Finanzamtes an die Bf., mit dem diese aufgefordert
wurde, eine genaue Kostenaufstellung der beantragten, behinderungsbedingten auBerge-
wohnlichen Belastungen ohne Selbstbehalt abziglich der erhaltenen bzw. beantragten Kosten-
ersatze zu Gbersenden sowie zum Nachweis der beantragten Aufwendungen alle Belege in
Kopie inklusive der arztlichen Verordnung bzw. der Behandlungspldane zu den beantragten
Kosten beizulegen. Hingewiesen wurde ua. darauf, dass nur Kosten, die im direkten
Zusammenhang mit der Behinderung stiinden, ohne Selbstbehalt beriicksichtigt werden
konnten.

In ihrer am 4. April 2023 beim Finanzamt eingelangten Vorhaltsbeantwortung fiihrte die Bf.
aus, sie sei seit Jahren zu 80% behindert und leide an Diabetes mellitus samt Folgeerkrank-
ungen. 2022 habe sie sich auerdem noch einer Hiiftoperation unterziehen missen, was teil-
weise die ***1*** bezahlt habe. Selbstverstandlich konne sie alles belegen; das Finanzamt
habe in den Vorjahren eine Prifung durchgefiihrt inklusive des Behindertenfreibetrages fiir Kfz
und es habe keine Beanstandung gegeben. Sollte dennoch eine Belegvorlage notwendig sein,
ersuche die Bf., sie das wissen zu lassen, da sie demnachst auf Rehabilitation fahre. Eine
Aufstellung liege bei.

Dieser Vorhaltsbeantwortung der Bf. war eine mit ,2022“ (ibertitelte Kostenaufstellung tber
einen Gesamtbetrag von 2.202,27 € (ua. betreffend Arzt- und Apothekenrechnungen, Fahrt-
kosten (Kilometergelder) sowie Ausgaben fiir eine ,Gesundheitsmatratze”) und eine
Apothekenjahresabrechnung (,,Umsatzliste von 01.01.22 bis 15.12.22%) Gber einen
Gesamtbetrag von 396,85 € beigeschlossen.

Am 5. September 2023 erging der Bezug habende Einkommensteuerbescheid 2022, mit dem
das Finanzamt die beantragten Pauschbetrdge wegen Krankendiatverpflegung gemaR § 2 der
VO sowie fiir das eigene Kfz wegen Unzumutbarkeit der Benlitzung 6ffentlicher Verkehrsmittel
nach § 3 der VO gewahrte. Von den geltend gemachten, nicht regelmaRig anfallenden Auf-
wendungen fiir Hilfsmittel sowie Kosten der Heilbehandlung gemaR § 4 der VO wurde ein
Betrag von 396,85 € (= der im Zuge der oa. Vorhaltsbeantwortung von der Bf. nachgewiesene,
sich aus der Bezug habenden Apothekenjahresabrechnung ergebende Gesamtbetrag) aner-
kannt.
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Begriindend fiihrte die Abgabenbehdrde dazu aus, die beantragten Aufwendungen hatten
nur insoweit bericksichtigt werden konnen, als die geforderten Beweismittel (Rechnungen)
vorgelegt worden seien. Die Aufwendungen flir auSergewohnliche Belastungen ohne Selbst-
behalt (= der geltend gemachte Betrag von 298,58 € an Krankheitskosten (inkl. Zahnersatz),
siehe dazu bereits oben) seien nicht beriicksichtigt worden, da sie niedriger seien als der fir
die Bf. giiltige Selbstbehalt von 2.549,67 €.

Gegen diesen Bescheid erhob die Bf. am 6. September 2023 Beschwerde, in der sie erneut
beantragte, die geltend gemachten, nicht regelmaRig anfallenden Aufwendungen fir Hilfs-
mittel sowie Kosten der Heilbehandlung gemaf § 4 der VO im Gesamtausmald von 2.202,27 €
anzuerkennen.

Begriindend fiihrte die Bf. dazu aus, da dem Finanzamt die Kostenaufstellung 2022 nicht ge-
niige, wirden samtliche Belege vorgelegt. Betreffend die Fahrtkosten zu den verschiedenen
Arzten sei das amtliche Kilometergeld verrechnet worden.

Am 6. September 2023 erging ein weiterer Vorhalt des Finanzamtes an die Bf., der inhaltlich
dem am 27. Marz 2023 ergangenen, ersten Vorhalt (siehe dazu bereits oben) entspricht.

Mit ihrer am 7. September 2023 beim Finanzamt eingelangten, mit ,Belege fiir Beschwerde
(elektronisch)” Gibertitelten Vorhaltsbeantwortung Gbermittelte die Bf. neben der bereits vor-
gelegten Apothekenjahresabrechnung (,Umsatzliste von 01.01.22 bis 15.12.22%) lber einen
Gesamtbetrag von 396,85 € weitere Belege (ua. betreffend Arzt- und Apothekenrechnungen
sowie Rechnungen Uber Kaltschaummatratzen, Nackenstiitzkissen, Kirschkernkissen, Trink-
becher, FFP2-Masken etc.).

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 3. Oktober 2023 gab das Finanzamt der Beschwerde
teilweise statt, indem es neben den bereits im Erstbescheid anerkannten Pauschbetragen
gemalk §§ 2 und 3 der VO von den geltend gemachten, nicht regelmaRig anfallenden Auf-
wendungen fiir Hilfsmittel sowie Kosten der Heilbehandlung gemalR § 4 der VO einen Betrag
von 1.408,59 € gewahrte.

Begriindend fiihrte die Abgabenbehoérde dazu aus, dass es fiir die Anerkennung von Krank-
heitskosten als auBergewdhnliche Belastung erforderlich sei, dass nachweislich eine Krankheit
vorliege, die Behandlung in direktem Zusammenhang mit dieser Krankheit stehe und eine taug-
liche MaBnahme zur Linderung oder Heilung derselben darstelle. Unter Krankheit sei eine
gesundheitliche Beeintrachtigung zu verstehen, die eine Heilbehandlung bzw. Heilbetreuung
erfordere. Nicht abzugsfahig seien daher Aufwendungen fiir die Vorbeugung von Krankheiten
sowie fiir die Erhaltung der Gesundheit.
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Liege eine Krankheit vor, so seien abzugsfahig
- Arzt- und Krankenhaushonorare,

- Aufwendungen fiir medizinisch verordnete Medikamente und Heilbehandlungen, Rezept-
gebihren, Behandlungs-, Kostenbeitrage und Selbstbehalte (einschlieRlich Akupunktur und
Psychotherapie (VWGH 13.5.1975, 1532/73)),

- Aufwendungen fiir Heilbehelfe.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (zB VWGH 12.9.2018, Ra 2017/13/0039) sei
der Erwerb apothekenpflichtiger Praparate, die ohne konkrete arztliche Verordnung (Rezept)
erworben wiirden, nicht zwangslaufig erwachsen und daher keine auRergewohnliche Be-
lastung. Jene Artikel, die nicht auf Krankenkassenrezepten verschrieben worden seien, seien
daher nicht anzuerkennen gewesen.

Eine ausschlieBlich krankheitsbedingte Veranlassung werde im Regelfall flir Fahrten zur
Besorgung von Medikamenten nicht gegeben sein, weshalb die in diesem Zusammenhang
geltend gemachten Fahrtkosten zur Apotheke nicht bericksichtigt werden kdonnten.

Kosten fur Matratzen, Kirschkernkissen, Trinkbecher, Becherhalter und FFP2-Masken seien
grundsatzlich keine aulRergewdhnlichen Belastungen, da diese Kosten von allen Steuer-
pflichtigen zu tragen seien und in keinem Zusammenhang mit der Behinderung stiinden.

In ihrem Vorlageantrag vom 4. Oktober 2023 flihrte die Bf. aus, das Finanzamt habe ihre durch
die Behinderung bedingten Kosten gekiirzt, was sie nicht nachvollziehen kénne. Die Fahrt-
kosten zur Apotheke und zu den diversen Arzten habe sie penibel ermittelt; diese stellten keine
normalen Einkaufsfahrten dar, da jene, zB zu Billa und Penny, extra angefallen seien. Samtliche
der von der Bf. angefiihrten Kosten dienten nicht der Vorbeugung, sondern seien zwangslaufig
krankheitsbedingt erwachsen.

Ihre Befunde betreffend die Behinderung seien bereits amtsbekannt. Eine Besserung ihrer
Erkrankung sei leider nicht in Sicht und kdnne auch nicht angenommen werden, was vom
Finanzamt bisher immer anerkannt worden sei, obwohl die Bf. schon mehrere Uberpriifungen

durchgemacht habe.

Am 8. Janner 2024 wurde die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vorge-
legt. Im Bezug habenden Vorlagebericht fiihrte die Abgabenbehoérde aus, die Bf. habe zusatz-
liche Kosten im Zusammenhang mit der Behinderung geltend gemacht. Beantragt werde,

die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen; auf die Ausfiihrungen in der Beschwerde-

vorentscheidung werde verwiesen.
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Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

GemaR § 34 Abs. 1 EStG 1988 sind bei der Ermittlung des Einkommens (§ 2 Abs. 2 EStG 1988)
eines unbeschrankt Steuerpflichtigen nach Abzug der Sonderausgaben (§ 18 leg. cit.) auBerge-
wohnliche Belastungen abzuziehen. Die Belastung muss dabei auRergewdhnlich sein (Abs. 2),
sie muss zwangslaufig erwachsen (Abs. 3) und sie muss die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit
wesentlich beeintrachtigen (Abs. 4). Die Belastung darf weder Betriebsausgaben, Werbungs-
kosten noch Sonderausgaben sein.

GemalR § 34 Abs. 2 EStG 1988 ist die Belastung auRergewohnlich, soweit sie hdher ist als jene,
die der Mehrzahl der Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverhaltnisse, gleicher Vermoégens-
verhaltnisse erwachst.

Nach § 34 Abs. 3 EStG 1988 erwachst die Belastung dem Steuerpflichtigen zwangslaufig, wenn
er sich ihr aus tatsachlichen, rechtlichen oder sittlichen Griinden nicht entziehen kann.

Alle vorstehenden Voraussetzungen mussen zugleich gegeben sein.

GemaR § 34 Abs. 4 EStG 1988 beeintrachtigt die Belastung wesentlich die wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit, soweit sie einen vom Steuerpflichtigen von seinem Einkommen vor Abzug
der auRergewdhnlichen Belastungen zu berechnenden Selbstbehalt tibersteigt.

Nach § 34 Abs. 6 5. und 6. Teilstrich EStG 1988 in der fiir das Streitjahr anzuwenden Fassung
kénnen folgende Aufwendungen ohne Berlicksichtigung des Selbstbehaltes abgezogen
werden:

- Aufwendungen im Sinne des § 35 EStG 1988, die an Stelle der Pauschbetrage geltend
gemacht werden (§ 35 Abs. 5 leg. cit.).

- Mehraufwendungen aus dem Titel der Behinderung, wenn die Voraussetzungen des
§ 35 Abs. 1 EStG 1988 vorliegen, soweit sie die Summe pflegebedingter Geldleistungen
(Pflegegeld, Pflegezulage, Blindengeld oder Blindenzulage) Gbersteigen.

§ 1 der Verordnung des Bundesministers fir Finanzen (iber auBergewdhnliche Belastungen,
BGBI. Nr. 303/1996 idF BGBI. Il Nr. 430/2010, lautet:

"§ 1. (1) Hat der Steuerpflichtige Aufwendungen
- durch eine eigene korperliche oder geistige Behinderung,

- bei Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag durch eine Behinderung des (Ehe-)Partners
(§ 106 Abs. 3 EStG 1988),
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- ohne Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag durch eine Behinderung des
(Ehe-)Partners (§ 106 Abs. 3 EStG 1988), wenn dieser Einklinfte im Sinne des § 33 Abs. 471
EStG 1988 von hochstens 6 000 Euro jahrlich erzielt, oder

- bei Anspruch des Steuerpflichtigen selbst oder seines (Ehe-)Partners auf den Kinderabsetz-
betrag oder den Unterhaltsabsetzbetrag, durch eine Behinderung des Kindes (§ 106 Abs. 1 und
2 EStG 1988), fiir das keine erhéhte Familienbeihilfe gemall § 8 Abs. 4 des Familienlastenaus-
gleichsgesetzes 1967 gewahrt wird,

so sind die in den §§ 2 bis 4 dieser Verordnung genannten Mehraufwendungen als auRer-
gewohnliche Belastungen zu berlcksichtigen.

(2) Eine Behinderung liegt vor, wenn das Ausmal der Minderung der Erwerbsfahigkeit
(Grad der Behinderung) mindestens 25% betragt.

(3) Die Mehraufwendungen gemal’ §§ 2 bis 4 dieser Verordnung sind nicht um eine pflege-
bedingte Geldleistung (Pflegegeld, Pflegezulage oder Blindenzulage) oder um einen Freibetrag
nach § 35 Abs. 3 EStG 1988 zu kiirzen."

§ 4 der VO lautet:

"§ 4. Nicht regelmaRig anfallende Aufwendungen fir Hilfsmittel (zB Rollstuhl, Horgerat,
Blindenhilfsmittel) sowie Kosten der Heilbehandlung sind im nachgewiesenen Ausmald
zu bericksichtigen."

Fest steht im gegenstandlichen Fall, dass das Finanzamt mit Beschwerdevorentscheidung vom
3. Oktober 2023 von den von der Bf. als auBergewdhnliche Belastungen bei Behinderung
geltend gemachten Aufwendungen fir Hilfsmittel sowie Kosten der Heilbehandlung gemaR

§ 4 der VO im Gesamtausmal’ von 2.202,27 € einen Betrag von 1.408,59 € anerkannt hat.

Nicht gewahrt wurden von der Abgabenbehdrde Fahrtkosten zur Apotheke und zu Arzten
(295,68 €), Ausgaben fiir eine Kaltschaummatratze samt Nackenstitzkissen (458,00 €),
Kirschkernkissen (9,90 €), Trinkbecher (4,99 €), Becherhalter (6,90 €) und FFP2-Masken (4,40 €)
sowie ein weiterer Betrag von 13,81 €, der jedoch weder aus den angefochtenen Bescheiden
noch aus den vom Finanzamt dem Bundesfinanzgericht vorgelegten Verwaltungsakten
nachvollziehbar ist.

Dazu ist seitens des Bundesfinanzgerichtes Folgendes festzuhalten:

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Steuerpflichtige, der eine
abgabenrechtliche Beglinstigung in Anspruch nimmt, selbst einwandfrei und "unter Ausschluss
jeden Zweifels" das Vorliegen der Umstande darzulegen, auf die die Beglinstigung gestiitzt
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werden kann, wobei die Griinde im Einzelnen anzufiihren sind (Behauptungs- und Nachweis-
pflicht: Jakom/Peyerl, EStG'®, § 34 Rz 9, mit Verweis auf VwWGH 10.8.2005, 2001/13/0191,
und BFG 16.6.2020, RV/7102358/2020).

Zwar gibt es im Abgabenverfahren keine verfahrensformliche subjektive Beweislastregel; als
allgemein anerkannte verfahrensverniinftige Handlungsmaxime gilt aber, dass die Abgaben-
behorde ergebnishaft letzten Endes die Behauptungs- und Feststellungsbiirde fiir die Tat-
sachen tragt, die vorliegen missen, um den Abgabenanspruch geltend machen zu kénnen,
der Abgabepflichtige hingegen fiir jene, die den Anspruch aufheben oder einschrdnken

(UFS 24.7.2008, RV/2087-W/04, unter Verweis auf Stoll, BAO-Kommentar, S 1561;

BFG 29.5.2015, RV/7101625/2015). Die steuerliche Beriicksichtigung von Krankheitskosten
als aulRergewohnliche Belastung schrankt den Abgabenanspruch ein; sie begiinstigt den
Abgabepflichtigen, weshalb die Behauptung und der Beweis des Vorbringens vornehmlich
dem Abgabepflichtigen obliegt (vgl. UFS 11.12.2006, RV/0317-G/06; BFG 29.5.2015,
RV/7101625/2015; BFG 8.11.2019, RV/7101576/2017; BFG 10.3.2020, RV/7100964/2020).

Aus diesen Ausfiihrungen (Behauptungs- und Nachweispflicht des Abgabepflichtigen, siehe
oben) folgt fiir die von der Bf. geltend gemachten Fahrtkosten zur Apotheke und zu Arzten,
dass diese vom Finanzamt schon deshalb zu Recht nicht anerkannt wurden, da die Bf. be-
treffend jene keinerlei Aufzeichnungen vorgelegt und somit keinen diesbeziiglichen Nachweis
erbracht hat. Da im Zusammenhang mit einer Heilbehandlung stehende Fahrtkosten nurim
nachgewiesenen Ausmafs als auBergewdhnliche Belastungen geltend gemacht werden kénnen
(vgl. UFS 18.7.2013, RV/0480-L/12), ist die Vorgangsweise des Finanzamtes nicht zu bean-
standen. Dazu kommt, dass Fahrtkosten zur Anschaffung von Medikamenten und Hilfsmitteln
schon deshalb nicht als auRergewdhnliche Belastung abzugsfahig sind, weil diese An-
schaffungen nach der allgemeinen Lebenserfahrung mit Anschaffungen des taglichen Lebens
(Lebensmitteln etc.) verbunden werden (vgl. UFS 24.5.2011, RV/0339-K/08).

Zu den von der Bf. geltend gemachten Ausgaben fiir eine Kaltschaummatratze samt Nacken-
stitzkissen (458,00 €), Kirschkernkissen (9,90 €), Trinkbecher (4,99 €), Becherhalter (6,90 €)
und FFP2-Masken (4,40 €) folgt aus den obigen Ausfiihrungen, dass auch diese Aufwendungen
von der Abgabenbehorde zu Recht nicht gewahrt wurden. Um namlich als Kosten der Heil-
behandlung ohne Berlicksichtigung eines Selbstbehaltes anerkannt werden zu kdnnen, bedarf
es eines unmittelbaren, urséchlichen Zusammenhangs der geltend gemachten Kosten mit der
Behinderung, die der Minderung der Erwerbsfidhigkeit zu Grunde liegt (VWGH 14.6.1988,
85/14/0150); Ausgaben, die nur mittelbar mit einer Krankheit in Zusammenhang stehen,
stellen hingegen keine auBergewohnlichen Belastungen dar, auch wenn sie sich auf den
Krankheitsverlauf positiv auswirken konnen (Jakom/Peyerl, § 34 Rz 90, Stichwort ,Krank-
heitskosten”, mit Judikaturverweisen).
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Dass die beim Moébelhaus ***2*** angeschaffte Kaltschaummatratze samt Nackenstitzkissen
in unmittelbarem, ursachlichem Zusammenhang mit der Behinderung der Bf. steht, hat diese
nicht nachgewiesen, zumal sie keine diesbeziigliche medizinische Indikation (arztliche Ver-
ordnung bzw. Verschreibung) vorgelegt hat. Einen solchen unmittelbaren, ursachlichen Zu-
sammenhang mit der Behinderung vermag das Bundesfinanzgericht hinsichtlich des ange-
schafften Kirschkernkissens, des Trinkbechers, des Becherhalters und der FFP2-Masken von
Vornherein nicht zu erkennen.

Zusammenfassend ist daher festzuhalten, dass die Nichtanerkennung der angefiihrten Fahrt-
kosten der Bf. sowie ihrer Ausgaben fiir eine Kaltschaummatratze samt Nackenstiitzkissen,
Kirschkernkissen, Trinkbecher, Becherhalter und FFP2-Masken als Aufwendungen fir Hilfs-
mittel sowie Kosten der Heilbehandlung gemal} § 4 der VO durch das Finanzamt nicht zu
beanstanden ist. Dies gilt nicht flr den oa., weiteren Betrag von 13,81 €, der von der Abgaben-
behorde ebenfalls nicht gewahrt wurde; da jener Betrag weder aus den angefochtenen Be-
scheiden noch aus den vorgelegten Verwaltungsakten nachvollziehbar ist (siehe dazu bereits
oben), ist dieser als auRergewdhnliche Belastung ohne Selbstbehalt zu gewdhren und der vom
Finanzamt gemaR § 4 der VO anerkannte Betrag von 1.408,59 € um 13,81 € auf 1.422,40 € zu
erhéhen.

Somit ist der Beschwerde teilweise Folge zu geben und die strittige Einkommensteuer 2022
wie folgt festzusetzen:

Einklnfte aus nichtselbstandiger Arbeit:

*IkGAEE, 25.289,16 € (steuerpflichtige Beziige Kennzahl 245)
Gewerkschaftsbeitrage laut Veranlagung: -111,00 €

Gesamtbetrag der Einkiinfte: 25.178,16 €

Sonderausgaben (§ 18 EStG 1988):
Zuwendungen gemaR § 18 (1) Z 7 EStG 1988: -234,00 €
Kirchenbeitrag: -145,44 €

AuBergewodhnliche Belastungen:

Aufwendungen vor Abzug des Selbstbehaltes (§ 34 (4) EStG 1988): -298,58 €
Selbstbehalt: 298,58 €

Pauschbetrage nach der Verordnung tiber aullergewohnliche Belastungen wegen eigener
Behinderung: -3.120,00 €

Nachgewiesene Kosten aus der eigenen Behinderung nach der Verordnung tiber
aulRergewohnliche Belastungen: -1.422,40 €

Einkommen: 20.256,32 €
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Die Einkommensteuer gemaR § 33 Abs. 1 EStG 1988 betragt:

0% fur die ersten 11.000,00 €: 0,00 €

20% fur die weiteren 7.000,00 €: 1.400,00 €
32,5% fir die restlichen 2.256,32 €: 733,30 €
Steuer vor Abzug der Absetzbetrage: 2.133,30 €

Pensionistenabsetzbetrag: -33,19 €
Steuer nach Abzug der Absetzbetrage: 2.100,11 €

Die Steuer fir die sonstigen Bezlige betragt:
0% fiir die ersten 620,00 €: 0,00 €
6% fir die restlichen 3.594,86 €: 215,69 €

Einkommensteuer: 2.315,80 €

Anrechenbare Lohnsteuer (Kennzahl 260): -3.689,94 €
Rundung gemal § 39 Abs. 3 EStG 1988: +0,14 €

Festgesetzte Einkommensteuer: -1.374,00 €

Es war sohin spruchgemal’ zu entscheiden.

Unzul3ssigkeit einer Revision:
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Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der

Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche

Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im gegenstandlichen Beschwerdefall lag keine Rechtsfrage vor, der grundséatzliche Bedeutung

zukam. Das Erkenntnis folgte vielmehr der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes. Die

(ordentliche) Revision war daher nicht zuzulassen.

Wien, am 11. Janner 2024

9von9



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang:
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	Unzulässigkeit einer Revision:



